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Vorwort 

Die gesetzgeberischen Turbulenzen im Rechtsmittelrecht haben - jedenfalls vor-
läufig - ihr Ende gefunden. So kann dieser Teilband, der die Kommentierung der 
Bestimmungen der Revision, Beschwerde und Wiederaufnahme des Verfahrens ent-
hält, endlich erscheinen. Die Autoren haben eine schwere Bürde getragen, mussten sie 
doch dem Reformeifer des Gesetzgebers immer wieder Tribut zollen und ihre Erläu-
terungen kontinuierlich und nicht unerheblich „updaten". 

Die mannigfachen Verzögerungen haben ein Gutes gehabt. Rechtsprechung und 
Schrifttum zu dem geänderten Recht konnten allenthalben berücksichtigt werden. 

Die restlichen Bände werden in kurzer Reihenfolge erscheinen. 

Stuttgart, Berlin, im Mai 2005 Rolf A. Schütze 
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§ 542 D r i t t e s B u c h . R e c h t s m i t t e l 

I. Grundfragen des Revisionsrechts 
1. Der Aufbau der Zivilgerichtsbarkeit 

1 Seit Inkrafttreten der Reichscivilprozessordnung im Jahre 1877 ist die Zivilge-
richtsbarkeit im Normalfall in drei Instanzen aufgeteilt (1. Instanz, Berufungsinstanz, 
Revisionsinstanz), während der formale Gerichtsaufbau vierstufig ausgestaltet ist 
(Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte, Reichsgericht bzw. Bundesgerichts-
hof). Sowohl der Instanzenzug wie auch der formale Gerichtsaufbau sind umfang-
mäßig wie inhaltlich in Form einer Pyramide ausgestaltet, an deren Spitze die Revi-
sionsinstanz steht. Erreicht wird dies insbesondere dadurch, dass von unten nach 
oben die Zahl der Gerichte sowie die Zahl der Richter deutlich abnimmt, während 
die Zugangsbeschränkungen nach oben stärker werden. Daraus lässt sich entnehmen, 
dass das von der Verfassung vorgesehene oberste Bundesgericht in Zivilsachen (Art. 95 
Abs. 1 GG) neben der Entscheidung von Rechtsmitteln der Parteien zugleich eine 
besondere Funktion im Hinblick auf die Allgemeinheit aufweisen muss. Ein solches 
Revisionsgericht an der Spitze der gesamten Zivilgerichtsbarkeit muss notwendiger-
weise mit Funktionen wie der Wahrung der Rechtseinheit und der Fortbildung des 
Rechts in besonderer Weise betraut sein1. 

2 Der Gedanke eines pyramidenförmigen Aufbaus2 liegt vor allem deshalb nahe, 
weil die verfassungsrechtliche Garantie eines primären richterlichen Kontrollan-
spruchs gem. Art. 19 Abs. 4 GG das Vorhandensein einer generell zugänglichen ers-
ten Instanz erzwingt. Es liegt nahe, dass der Gesetzgeber darüber eine zweite Instanz 
stellt, die schon deshalb deutlich schmaler ausfallen wird, weil im Bagatellbereich 
und bei anderen Bereichsausnahmen der Zugang zur zweiten Instanz verweigert 
werden kann und weil zusätzlich aus persönlichen, sachlichen oder Kostengründen 
nicht jede erstinstanzlich unterlegene Partei ein Rechtsmittel einlegen wird. Darüber 
hinaus steht es zweifellos im Ermessen des Gesetzgebers, zur Sicherung der Funk-
tionsfähigkeit einer zweiten Instanz weitere sinnvolle Zugangsbeschränkungen vor-
zunehmen, z.B. Zulassungskriterien einzuführen. Sowohl verfassungsrechtlich als 
auch nach den Rechtsmittelzwecken ist eine generelle Streichung der zweiten Instanz 
oder eine extreme Beschränkung (wie die generelle Zulassungsberufung in der 
VwGO oder die 1999 zunächst geplante generelle Annahmeberufung in Zivilsachen) 
aber abzulehnen3. 

3 Dagegen ist die dritte Instanz sicherlich anders zu beurteilen. Sie ist weder ver-
fassungsrechtlich erforderlich noch dem Parteiinteresse zwingend geschuldet. Viel-
mehr ist die dritte Instanz als reine Rechtsinstanz mit (in aller Regel) einem einzel-
nen obersten Bundesgericht vor allem auf das Allgemeininteresse an Rechtseinheit 
und Fortbildung des Rechts ausgerichtet. Die speziellen Revisionszwecke sind dabei 
für die Gesamtrechtsordnung derart grundlegend, dass sie es bei Lichte betrachtet 
erzwingen, dass es eine solche höchste Instanz zur Wahrung von Rechtseinheit und 
Rechtsfortbildung in jedem Zweig der Gerichtsbarkeit gibt. Der Zugang zu dieser 
obersten Instanz kann freilich in dem Maße eingeschränkt sein, in dem dies mit den 
speziellen Revisionszwecken vereinbart ist. 

4 Dieser Gedanke eines pyramidenförmigen Aufbaus der Justiz mag nur ein Bild 
sein. Die dahinter stehenden Überlegungen haben dennoch erhebliche Bedeutung. 
Stellt man nämlich Überlegungen im Hinblick auf eine große Justizreform an, so 

1 Prutting, Festschrift der Rechtswissenschaft- 3 Prutting, Festschrift für Nakamura , Tokyo 1996, 
liehen Fakultät, 1988, 305, 312. S. 457f f . 

2 Prutting (Fn. 1), S. 305. 

2 H a n n s P r ü t t i n g 



2. Abschnitt. Revision § 5 4 2 

zeigt sich, dass die erste Instanz aus den genannten verfassungsrechtlichen Gründen 
kaum abänderbar ist. Dagegen hängt der Zugang zur zweiten und zur dritten In-
stanz von der Art der Filter ab. Ist die Berufungsinstanz wegen zu strenger Zugangs-
filter zu schmal geraten, so werden dort zu wenige und wenig bedeutsame Fälle ent-
schieden. Es droht eine Gefahr von Austrocknung und von Verlust an Lebensvielfalt. 
Ist die Berufungsinstanz dagegen zu breit geraten, weil keine ausreichende Filterwir-
kung gegenüber der ersten Instanz besteht, so droht massive Überlastung, es ver-
schlechtert sich die Qualität der Berufungsentscheidungen, die bekanntlich ein 
wichtiges Fundament für die Revisionsrechtsprechung sind und es eröffnen sich 
jedenfalls theoretisch zu viele Möglichkeiten, auch noch eine dritte Instanz anzuru-
fen. Besonders einsichtig ist dieser optisch verdeutlichte Gedankengang bei der Revi-
sion. Ist der Zugang zur Revisionsinstanz zu schmal geraten, so droht wiederum 
eine gewisse Versteinerung und Austrocknung der Rechtsprechung. Ist der Zugang 
zur Revisionsinstanz dagegen zu breit, so droht Überlastung, lange Verfahrensdauer 
und es ist die konzentrierte Wahrnehmung der entscheidenden Gesichtspunkte einer 
Wahrung von Rechtsfortbildung und Rechtseinheit gefährdet. 

2 . Die Stellung des Bundesgerichtshofs 

Der Bundesgerichtshof ist gem. Art. 95 Abs. 1 GG der oberste Gerichtshof für das 5 
Gebiet der ordentlichen Gerichtsbarkeit. In dieser Funktion ist er eine reine Rechtsin-
stanz4 , zugleich ist er in Zivilsachen das einzige Revisionsgericht5. Die besondere 
Stellung des B G H als Revisionsgericht in Zivilsachen wird vor allem durch die Son-
derregeln beim Zugang zu diesem Gericht deutlich (vgl. §§ 543 , 544 , 566) . Diese 
Zugangsbeschränkungen lösen eine Filterwirkung aus und ermöglichen es dem BGH, 
trotz der riesigen Zahl von erstinstanzlichen und zweitinstanzlichen Zivilsachen 
arbeitsfähig zu bleiben und vor allem die rechtsgrundsätzlichen Verfahren zu ent-
scheiden. 

Die gerichtsverfassungsrechtliche Vierstufigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit 6 
führt immer wieder zu einer Diskussion darüber, ob nicht künftig ein dreistufiger 
Gerichtsaufbau geschaffen werden sollte6 . Dabei gilt es freilich zu bedenken, dass 
eine Zusammenlegung der Amtsgerichte und der erstinstanzlichen Zuständigkeiten 
der Landgerichte zu einem einheitlichen Eingangsgericht ohne Veränderung anderer 
Faktoren jedenfalls langfristig notwendigerweise zu einer grundlegenden Neuorgani-
sation der Justiz und zu einer Kostenlawine (neue Gebäude!) führt. 

3. Rechtsvergleichende Hinweise 

Der Zugang zum jeweils Obersten Gerichtshofs eines Landes ist in Europa sehr 7 
unterschiedlich ausgestaltet. Im Wesentlichen kann man das System der Kassation 
(Frankreich, Italien, Griechenland, Niederlande, Belgien, Spanien, Portugal), das 
System der Revision (Deutschland, Österreich) und das Berufungssystem (England, 
Irland, Skandinavien, jeweils freilich mit sehr großen und unterschiedlichen Ein-
schränkungen) sowie verschiedenartige Mischsysteme (z.B. Schweiz) unterscheiden. 

4 Zu den Ausnahmen und Besonderheiten vgl. 
Gottwald, Die Revisionsinstanz als Tatsachen-
instanz, 1975, passim. 

5 Auf die landesrechtlichen Besonderheiten, die sich 
aus § 8 EGGVG ergeben und die in Bayern zur 
Schaffung des Bayerischen Obersten Landesge-
richts geführt haben, ist an dieser Stelle nicht ein-

zugehen, zumal das BayObLG durch Gesetz mit 
Ablauf des 30 .06 .2006 aufgelöst werden wird. 
Bereits seit 01.01.2005 ist für Neuzugänge die 
Zuständigkeit des BayObLG nicht mehr gegeben. 

6 Vgl. zuletzt den Bericht des Bundesministeriums 
der Justiz, Bericht zur Rechtsmittelreform in 
Zivilsachen, Bonn 1999, 129 Seiten. 
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Grundgedanke der Kassation ist die objektive Justizaufsicht, das Einschreiten von 
Amts wegen zur Wahrung öffentlicher Interessen selbst gegen den Wunsch beider 
Parteien des Verfahrens sowie die reine Aufhebungskompetenz das Kassationshofes 
ohne Selbstentscheidungsrecht. Demgegenüber ist die Berufung das umfassende und 
reine Parteirechtsmittel in der Tat- und Rechtsfrage. Die Revision als Rechtsmittel-
typus kann deshalb als eine Zwischenform zwischen der Berufung und der Kassation 
verstanden werden. Sie bleibt Parteirechtsmittel, ist aber im Zugang auf das All-
gemeininteresse und in der Entscheidung auf die Rechtsfrage beschränkt7. 

II. Wesen und Zweck von Rechtsmitteln 

1. Die allgemeinen Prozesszwecke 

8 Die allgemeinen Prozesszwecke sind gekennzeichnet von dem Streit zwischen einer 
subjektiven Sicht, wonach der Prozess den materiellrechtlichen Anspruch des Klägers 
verwirklichen soll. Aus dieser Sicht hat das Prozessrecht dienende Funktion und das 
Verfahrensziel ist eine möglichst gerechte Entscheidung des Einzelfalls. Dazu im 
Gegensatz steht die Auffassung von den objektiven Prozesszwecken, die man oft in 
dem Schlagwort der Bewährung der Rechtsordnung zusammenfasst. In Wahrheit las-
sen sich die objektiven Prozesszwecke in verschiedener Weise untergliedern. So ist 
Teil eines objektiven Prozesszweckes sicherlich auch die Schaffung von Rechtsfrieden 
und die Förderung der Rechtsfortbildung. Auch die sozialen Zwecke eines Prozesses, 
die sich vor allem in der Zurückdrängung der Selbsthilfe und der Vermeidung sozial 
schädlicher Handlungen zeigen, können als Teil eines objektiven Prozesszweckes ver-
standen werden. In einer übersteigerten Form hat insbesondere Luhmann mit seiner 
These von der „Legitimation durch Verfahren" letztlich einen Verfahrenszweck unter 
vollständiger Abstraktion vom materiellen Recht gebildet. 

9 Die Einzelheiten dieses Streites um die Prozesszwecke mögen hier dahinstehen. 
Mit der weithin herrschenden Auffassung wird im folgenden davon ausgegangen, 
dass der normale Prozess erster Instanz in erster Linie von subjektiv-individuellen 
Prozesszwecken gesteuert ist8. Es geht also darum, dem Klageziel der Parteien gerecht 
zu werden und die materielle Rechtslage im Einzelfall zu einer möglichst gerechten 
Entscheidung zu führen. Alle anderen Prozesszwecke lassen sich von diesem Haupt-
zweck nicht trennen, wie man unzweifelhaft am Gedanken des Rechtsfriedens und 
der Rechtsfortbildung des Rechts zeigen kann. Es handelt sich dabei (jedenfalls für 
die erste Instanz) immer nur um Nebeneffekte. 

10 Eine Betrachtung des gesamten Justizaufbaus legt nun die These nahe, dass die 
jeweils anzuerkennenden Prozesszwecke in erster Instanz, in der Berufung sowie in 
der Revisionsinstanz nicht identisch sein müssen. Dies mag am deutlichsten die fik-
tiven Überlegung zeigen, dass ein Land in dritter und letzter Instanz eine reine Kassa-
tion einführt. In einem solchen Falle wäre offenkundig für subjektiv-individuelle 
Prozesszwecke kein Raum mehr. 

7 Rechtsvergleichend insbesondere Caponi, La de-
cizione della causa nel merito da parte della 
Corte di cassazione italiana e del Bundesgerichts-
hof tedesco, Neapel 1996; Ferrand, Cassation 
francaise et Revision allemande, Paris 1993; 
Gilles/Röhl/Schuster/Strempel, Rechtsmittel im 
Zivilprozess, Köln 1985; ]olowiczlvan Rbee, 
Rechtsmittel in der Europäischen Union, Den 
Haag 1999; Leipold, Die Rechtsmittel des Zivil-

prozesses im europäischen Vergleich, in: Rechts-
staat - Rechtsmittelstaat?, Symposium 1998 in 
Triberg, Stuttgart 1999; Stiirner, Michael, Die 
Anfechtung von Zivilurteilen, München 2002; 
Tsikrikas, Cassation und Revision im europä-
ischen Vergleich - eine rechtsvergleichende und 
rechtshistorische Skizze, ZZPIn t 1999, S. 171. 

8 Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 1 III. 
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2. Wesen und Zweck der Revision 

Eine deutlich erkennbare Sonderstellung nimmt dabei die Revision zu dem jeweils 11 
obersten Gerichtshof des Bundes ein. Einerseits ist sie in allen Verfahrenszweigen als 
ein echtes Rechtsmittel ausgestaltet, das von den konkreten Parteien des Rechtsstreits 
eingelegt wird und nur diesen offen steht. Andererseits zeigt der durch ganz bestimmte 
Kriterien eingeschränkte Zugang zum obersten Gericht, dass mit der Revision 
zugleich auch ein Allgemeininteresse an der Wahrung der Rechtseinheit und der Fort-
bildung des Rechts verwirklicht wird. Diese beiden Aspekte sind nämlich unzweifel-
haft die entscheidenden Parameter zur Bestimmung des unbestimmten Rechtsbegriffs 
der „grundsätzlichen Bedeutung", von der in allen Prozessordnungen die Zulassung 
der Revision abhängt. Aus diesen wenigen Andeutungen lassen sich bereits die bis 
heute unterschiedlichen Auffassungen zum Revisionszweck entnehmen. So hat vor 
allem Mannheim9 im Jahre 1925 die These vom Vorrang der Parteiinteressen betont. 
Diese Auffassung ist naheliegenderweise bis heute im Strafverfahren verbreitet, aber 
auch für den Zivilprozess noch immer anzutreffen10. Im Jahre 1930 hat Pöble11 die 
Auffassung begründet, das Allgemeininteresse an der Rechtseinheit und die Partei-
interessen seien gleichrangige Revisionszwecke. Diese Auffassung hat sich nicht durch-
setzen können, sie hat jedoch in einer gewissen Pointierung der These von der Gleich-
setzung wegen Untrennbarkeit beider Zwecke12 oder von der Unvergleichbarkeit 
beider Zwecke13 eine neue Ausgestaltung erfahren. Weiterhin wurde von Schwinge14 

im Jahre 1935 der Vorrang des Allgemeininteresses an der Rechtseinheit heraus-
gestellt. Diese dritte Meinung vom Vorrang des Allgemeininteresses wird heute über-
wiegend vertreten l s. 

In Wahrheit greifen alle diese drei Thesen zum Zweck der Revision zu kurz. Es 12 
gelingt ihnen nicht, die unterschiedlichen Ansatzpunkte eines Revisionsverfahrens für 
die Parteien und für die Allgemeinheit richtig zu trennen. Spätestens mit der Ein-
führung der generellen Zulassungsrevision in Zivilsachen am 01.01.2002 zeigt sich 
nämlich, dass der Gesetzgeber zwischen dem Zugang zur Revisionsinstanz und dem 
weiteren Revisionsverfahren gewichtige Trennungen vornimmt. In allen Verfahrens-
ordnungen wird das Allgemeininteresse an Rechtseinheit und Fortbildung des Rechts 
vor allem im Rahmen des Revisionszugangs vom Gesetzgeber herausgestellt. Ist 
jedoch ein konkreter Rechtsstreit zur Revisionsinstanz zugelassen, so ist sowohl die 
Einlegung der Revision als auch das konkrete Revisionsverfahren ganz von der Dis-
positionsfreiheit der Parteien geprägt und das Verfahren orientiert sich letztlich wie-
der am Parteiinteresse einer gerechten Einzelfallentscheidung16. Natürlich kann eine 
solche Aufspaltung zwischen Zulassung eines Rechtsmittels und Rechtsmittelverfah-
ren nicht davon absehen, dass mit dem Vorrang des einen Rechtsmittelzwecks als 
Nebeneffekt immer auch andere Rechtsmittelzwecke verbunden sind, eine Akzent-
verlagerung innerhalb der Revision kann freilich nicht geleugnet werden. 

9 Mannheim, Beiträge zur Lehre von der Revision 
wegen materiellrechtlicher Verstöße im Strafver-
fahren, 1925, S. 21 ff. 

10 Stein/Jonas/Grwns&y, 21. Aufl., Vor § 545 Rdn. 
5; Möhring, N J W 1962, 3; Reuß, DÖV 1959, 11. 

11 Pohle, Revision und neues Strafrecht, 1930, 
S. 80 ff. 

12 Vgl. insbesondere Sarstedt, Die Revision in Straf-
sachen, 4. Aufl. 1962, S. 2 ff. 

13 Kuchinke, Grenzen der Nachprüfbarkei t , 1964, 
S. 47. 

14 Schwinge, Grundlagen des Revisionsrechts, 
1935, 2. Aufl. 1960. 

15 Vgl. insbesondere Henke, Die Tatfrage, 1965, 
S. 191 ff; Baur, Z Z P 71, 175, 183; Rosenberg/ 
Schwab/Gottwald, 15. Aufl., § 134 II 2; zurück-
haltender 16. Aufl., § 132 IV 2. 

16 Diese Auffassung wurde entwickelt bei Prutting, 
Die Zulassung der Revision, 1977, S. 92 ff. 
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13 Die zuletzt genannte Auffassung liegt auch der vorliegenden Kommentierung 
zugrunde. Dies bedeutet, dass das Verständnis und die teleologische Auslegung des 
Revisionsrechts darauf Rücksicht zu nehmen hat, ob es sich um eine Norm des 
Zugangs zur Revisionsinstanz (§§ 543, 544, 566) oder um eine Norm des Revisions-
verfahrens (SS 548ff) handelt. 

14 Neben der im Allgemeininteresse stehenden Wahrung der Rechtseinheit und der 
Fortbildung des Rechts hat aber die Revision wie jede Rechtsmittelinstanz noch eine 
weitere Funktion im Allgemeininteresse. Dies wird häufig übersehen. Die abstrakte 
Möglichkeit einer Rechtsmitteleinlegung übt nämlich einen generellen Kontroll-
effekt auf die jeweils unteren Instanzen aus. In der Praxis wird dieser Aspekt beson-
ders deutlich, wenn jemand zum Ausdruck bringt, über ihm befinde sich nur noch 
der „blaue Himmel der Rechtskraft". Auch in den Prozessgesetzen schlägt sich die-
ser Aspekt sehr deutlich nieder, wenn etwa § 313 a ZPO vorsieht, dass ein Urteil kei-
nes Tatbestandes bedarf, wenn ein Rechtsmittel gegen das Urteil unzweifelhaft nicht 
zulässig ist. Unter gewissen Umständen bedarf ein solches Urteil auch keiner Ent-
scheidungsgründe (Verzicht durch die Parteien oder Aufnahme des wesentlichen 
Inhalts in das Protokoll). 

15 Die Revision ist also nach deutscher Tradition unstreitig ein echtes Rechtsmittel. 
Rechtsmittel sind nach weithin anerkannter Auffassung diejenigen Anfechtungsmög-
lichkeiten von Entscheidungen, die mit einem Suspensiv-Effekt (das Rechtsmittel 
hemmt den Eintritt der Rechtskraft) und mit einem Devolutiv-Effekt (über das 
Rechtsmittel entscheidet die höhere Instanz) ausgestattet sind17. Rechtsmittel wollen 
damit durch eine höhere Instanz die Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung 
überprüfen und den Eintritt der formellen Rechtskraft in diesem Umfang verhindern. 
Sie dienen also den Parteien des Rechtsstreits, die eine für sie nachteilige Entschei-
dung durch eine günstigere Entscheidung zu ersetzen versuchen. Die Eröffnung von 
Rechtsmitteln führt über das reine Parteiinteresse des Einzelnen hinaus aber auch 
dazu, dass die Chance zu einer größeren Richtigkeit der Entscheidung eröffnet ist und 
damit letztlich das Vertrauen in die staatliche Gerichtsbarkeit erhöht wird. 

ΠΙ. Historische Entwicklung 

16 Die Entstehungsgeschichte der ZPO führt von der von Leonhard geschaffenen 
Hannoverschen Prozessordnung des Jahres 1850 über die Badische Prozessordnung 
von 1864 zum sog. Hannoverschen Entwurf von 1866, der noch von der Deutschen 
Bundesversammlung des Jahres 1862 initiiert worden war. Eng angelehnt an diesen 
Entwurf folgte sodann der Entwurf einer CPO des Norddeutschen Bundes, der 1870 
fertiggestellt wurde und nach der Reichsgründung von Leonhard im Preußischen 
Justizministerium sogleich zum Justizministerialentwurf des Deutschen Reiches 
umgeformt wurde. Die schnelle Schaffung einer reichseinheitlichen CPO war damals 
allgemein als vordringlich angesehen worden, um das stark zersplitterte partikulare 
Recht abzulösen. Dies zeigt sich auch sehr deutlich an der intensiven Diskussion um 
die Schaffung eines Obersten Gerichtshofs. Von Juristen und Kaufleuten intensiv 
gefordert, entstand im Norddeutschen Bund 1869 das Bundesoberhandelsgericht, das 
1871 nach der Reichsgründung zum Reichsoberhandelsgericht und mit dem Inkraft-
treten der CPO 1879 zum Reichsgericht wurde. 

17 Zu dieser anerkannten Rechtsmittelkonzeption mittel im Zivilprozess, 1972, S. 24 ff, 226 ff; 
vgl. Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozess- ders., Z Z P 91, 128, 160ff. 
recht, § 132 I; abweichend allein Gilles, Rechts-
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Dabei ist aus der Sicht des Rechtsmittelrechts besonders wichtig, dass zwar die 17 
CPO des Jahres 1877 mehr ein Werk der Rechtsvereinheitlichung als der Rechts-
erneuerung war, dass aber vor allem die Revision als ein neuartiger Kompromiss 
zwischen Berufung und preußischer Nichtigkeitsbeschwerde (bzw. französischer 
Kassation) eine spezifisch deutsche Entwicklung darstellte. Auch die frei zugäng-
liche Berufung hat sich erst 1872 im zweiten Entwurf der CPO durchgesetzt und alle 
Vorschläge beseitigt, gegen erstinstanzliche Kollegialgerichte allein eine revisio in 
jure oder ein eigenes Rechtsmittel bei Difformität vorzusehen. 

Die Konzeption des Revisionsrechts, wie wir es heute in Deutschland vorfinden, 1 8 
geht also sehr wesentlich auf die Vorarbeiten zur CPO von 1877 zurück. Noch in 
einigen Vorentwürfen war geplant gewesen, eine Nichtigkeitsbeschwerde zum künf-
tigen Reichsgericht vorzusehen. Erst im preußischen Ministerialentwurf von 1871 
wurde in bewusster Abkehr von früheren Plänen die Revision als ein echtes Rechts-
mittel, das in der Hand der Parteien liegt und das durch seine Beschränkung auf die 
Rechtsfrage einen Mittelweg zwischen einer zweiten Berufung und einer Kassation 
darstellt, geschaffen. Entwicklungsgeschichtlich ist aber die Verwandtschaft zwischen 
der preußischen Nichtigkeitsbeschwerde und dem Revisionsrecht der CPO zweifels-
frei nachzuweisen18. 

Der Zugang zur Revision in Zivilsachen wurde 1877 in der Weise festgelegt, dass 1 9 
bei Vorliegen einer Revisionssumme von 1500,- RM die Revision von der beschwer-
ten Partei frei eingelegt werden konnte. Weitere Zugangsschranken wie etwa das 
Prinzip der Difformität oder eine Zulassung des Rechtsmittels wurden 1877 nicht 
vorgesehen. 

Allerdings zeigte sich nach der Eröffnung des Reichsgerichts im Jahre 1879 sehr 2 0 
bald, dass das oberste Gericht mit einer ständigen und zunehmenden Überlastung zu 
kämpfen hatte. So war das Revisionsrecht von Anfang an von den Überlegungen 
begleitet, wie man dieser Überlastung abhelfen könne. Im Wesentlichen wurde da-
bei auf zwei Mittel zurückgegriffen, nämlich auf eine Erhöhung der Zahl der Richter 
und eine kontinuierliche Anhebung der Revisionssumme. In der Kaiserzeit ergab sich 
eine Entwicklung dieser Revisionssumme von 1500, - RM (1877) über 2 5 0 0 , - RM 
(1905) bis 4 0 0 0 , - RM (1910). Bei der Eröffnung des Bundesgerichtshofs im Jahre 
1950 wurde die Revisionssumme auf 6 0 0 0 , - DM festgelegt. Sie stieg 1964 auf 
15000, - DM an und wurde 1969 auf 2 5 0 0 0 , - DM sowie 1975 auf 4 0 0 0 0 , - DM 
erhöht. Die bis 2001 vorhandene Revisionssumme von 6 0 0 0 0 , - DM geht auf die 
Novellierung der ZPO vom 17.12.1990 (BGBl I 2847) zurück. Allerdings hatte sich 
seit 1975 die Funktion dieser Revisionssumme verändert, da seither ein freier Zugang 
zum BGH nicht mehr möglich war. 

Neben den konventionellen Mitteln einer Erhöhung der Zahl der Richter und 21 
einer Anhebung der Revisionssumme hat sich im gesamten deutschen Revisionsrecht 
seit langem eine Tendenz entwickelt, den freien Zugang zum obersten Gericht 
dadurch zu beschränken, dass Rechtsmittel nur aufgrund einer Zulassung eingelegt 
werden können. Dieser im deutschen Recht erstmals von Adickes gemachte Vor-
schlag 19 hat seine Wurzeln im englischen und schottischen Recht. Verwirklicht wurde 
eine solche Idee der Zulassung von Rechtsmitteln erstmals befristet durch die Verord-

18 Vgl. zu diesen historischen Grundlagen insbeson-
dere Schwinge, Grundlagen des Revisionsrechts, 
S. 14, 19 ff. 

19 Adickes, Grundlinien durchgreifender Justiz-
reform, 1906 (es handelt sich um die berühmte 

Herrenhaus-Rede des damaligen Frankfurter 
Oberbürgermeisters, die großen Einfluß auf die 
Diskussion einer Justizreform in Deutschland 
hatte). 
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nung zur Entlastung des Reichsgerichts vom 15. Ol. 1924 (RGBl I 29), durch die für 
die Dauer von 2 Jahren die Revision in Ehesachen von der freien Revisibilität aus-
genommen wurde und von einer Zulassung durch das Oberlandesgericht abhängig 
gemacht war. Als kurze Zeit darauf das neu geschaffene Arbeitsgerichtsgesetz vom 
2 3 . 1 2 . 1 9 2 6 (RGBl I 507) in Kraft trat, enthielt dies erstmals generell eine Regelung, 
nach der in Fragen der Arbeitsgerichtsbarkeit die Revision bis zu einem bestimmten 
Streitwert nur eröffnet war, wenn diese durch das Berufungsgericht zugelassen war. 
Diese Form der Zugangsbeschränkung hat sich seither in Deutschland weitgehend 
durchgesetzt20. 

2 2 Die ZPO von 1950 hat ein gemischtes Revisionsrecht gebracht (Zulassung der 
Revision bis 6 0 0 0 , - DM, darüber freier Zugang). Eine grundsätzliche Änderung des 
Revisionsrechts hat die Novelle des Jahres 1975 herbeigeführt. Durch diese Novelle21 

wurde der Zugang zur Revision in der Weise verändert, dass bis zum Wert der 
Beschwer von 40 0 0 0 , - DM eine Zulassung gem. § 546 aF erforderlich war, darüber 
hinaus wurde das Institut der Annahme der Revision gem. § 554 b aF geschaffen. 
Dadurch war bereits ein freier Zugang zur Revisionsinstanz insoweit ausgeschlossen, 
als der BGH die Annahme von Revisionen in Zivilsachen ablehnen konnte, soweit 
nicht eine Zulassung die Revision eröffnet hat. 

IV. Aktuelle Situationen 

2 3 Trotz der vielfachen Versuche, das Reichsgericht und den BGH zu entlasten, ist 
auch in jüngster Zeit die Diskussion um weitere Entlastungsmaßnahmen und weitere 
Beschränkungen des Zugangs zur Revision ein Dauerthema geblieben. Dies ist auch 
keineswegs überraschend. Denn das oberste Bundesgericht in Zivilsachen ist wie die 
Spitze eines Eisbergs. Seine Geschäftsentwicklung hängt notwendigerweise von 
außerordentlich vielfältigen Entwicklungen rechtlicher, wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Art ab. Insofern ist das oberste Gericht immer zugleich auch ein gewisses 
Spiegelbild der Rechtsentwicklung des gesamten Landes. Jedes neue Gesetz, jede 
wirtschaftliche Veränderung, jede Entwicklung in der Mentalität der Bevölkerung 
muss notwendigerweise Auswirkungen auf den Zugang zu den Gerichten und damit 
letztlich auch auf die Belastung eines Revisionsgerichts haben. Ein Rechtsmittelrecht, 
das allen diesen Aspekten gegenüber zu einer langfristigen Stabilität führt, müsste 
eine außerordentlich weitgehende Flexibilität aufweisen. Eine solche flexible Hand-
habung der Annahmerevision hat der Gesetzgeber im Jahre 1975 einzuführen ver-
sucht, allerdings hat das Bundesverfassungsgericht die Elemente einer Annahme nach 
Ermessen wieder aus dem Gesetz eliminiert22. 

2 4 Die neueren Diskussionen über die Grundlagen des deutschen Rechtsmittelrechts 
haben sich seit längerer Zeit verstärkt auf die Berufungsinstanz konzentriert. Dies gilt 
sowohl für die auf Initiative des Bundesjustizministeriums durchgeführte Bochumer 
Tagung zum Thema „Rechtsmittel im Zivilprozess - unter besonderer Berücksichti-
gung der Berufung" im Dezember 1984 2 3 als auch für die Diskussionen auf dem 

Zu den Einzelheiten dieser Entwicklung und 
generell zur Zulassung der Revision vgl. Prutting, 
Die Zulassung der Revision, 1977, S. 22 ff, 30 ff. 
Gesetz zur Änderung des Recht der Revision in 
Zivilsachen vom 8.7.1975, BGBl I 1863; die 
Initiative zu dieser Regelung ging vom Rechts-
ausschuß des Bundestages aus (vgl. BT-Drucks. 
7/3596). 

22 BVerfGE 49, 148 = NJW 1979, 151 = ZZP 92, 
268 mit Anm. Prutting·, BVerfGE 50, 115 und 
287; BVerfGE 54, 277 = ZZP 95, 67 mit Anm. 
Prutting-, BVerfGE 55, 205. 

23 Vgl. dazu Gilles/Röbl/Schuster/Strempel, Rechts-
mittel im Zivilprozess, 1985. 
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61. Deutschen Juristentag im Jahre 1996, wo in der Abteilung Verfahrensrecht die 
Frage aufgeworfen wurde, ob sich im Interesse eines effektiven Rechtsschutzes Maß-
nahmen zur Vereinfachung, Vereinheitlichung und Beschränkung der Rechtsmittel 
des Zivilverfahrens empfehlen24 . 

Die seitherige Entwicklung ist durch Überlegungen im Bundesjustizministerium 2 5 
geprägt, das Rechtsmittelrecht im Zivilrecht grundlegend zu reformieren. Diese Über-
legungen gehen auf einen Auftrag der Justizministerkonferenz vom 0 5 . 1 1 . 1 9 9 8 zurück 
und haben im August 1999 zur Vorlage eines „Bericht zur Rechtsmittelreform in 
Zivilsachen" geführt. Auch dieser Vorschlag behandelt in zentraler Weise das Beru-
fungsrecht. Allerdings wurden auch die Probleme des Revisionszugangs diskutiert. 
Insoweit wurde der Vorschlag gemacht, das Mischsystem aus Zulassungs- und 
Annahmerevision durch eine einheitliche Regelung zu ersetzen, die ausschließlich von 
einer Zulassung durch den judex a quo abhängt. Diese Fragen wurden seit 1999 bis 
zur Verabschiedung des ZPO-Reformgesetzes vom 27. 0 7 . 2 0 0 1 (BGBl I 1887) heftig 
diskutiert25. Der Umfang der im Rechtsmittelrecht geplanten Änderungen wurde 
erstmals in voller Schärfe durch den Ende 1999 veröffentlichten Referentenentwurf 
eines Gesetzes zur Reform des Zivilprozesses deutlich26. Dieser Entwurf enthielt mas-
sive Einschnitte in die Struktur der ZPO und wich insofern deutlich von früheren vor-
sichtigen Novellierungsversuchen ab. Gekennzeichnet war der Entwurf durch eine 
starke Einschränkung der Berufung (Annahmeverfahren, Beschränkung des Tat-
sachenstoffes auf die erste Instanz) sowie eine Ausrichtung der Revisionsinstanz auf 
eine reine Zulassungsrevision. Angesichts dieser massiven Änderungs- und Ein-
schränkungspläne brach ein Sturm der Entrüstung los, wie ihn das Zivilprozessrecht 
in den vergangenen 5 0 Jahren nicht erlebt hat. Anwaltschaft, Richterschaft und 
Wissenschaft lehnten derart massive Eingriffe in den Zivilprozess weithin ab 2 7 . Auch 
das Jahr 2 0 0 0 war von außerordentlich kritischen Stellungnahmen geprägt. Ange-
sichts dieser umfangreichen Kritik war es durchaus erstaunlich, dass zunächst die 
Regierungsfraktion am 0 4 . 0 7 . 2 0 0 0 einen mit dem Regierungsvorschlag vom De-
zember 1999 weitgehend übereinstimmenden Entwurf eines Gesetzes zur Reform 
des Zivilprozessrechts einbrachte2 8 und im Herbst dann die Bundesregierung 
mit einem ebenfalls sehr ähnlichen Regierungsentwurf29 an die Öffentlichkeit 
trat. Inzwischen hatte allerdings eine umfangreiche praktische Simulation des geplan-
ten künftigen Zivilprozessrechts vom 10. bis 1 2 . 0 5 . 2 0 0 0 in der Justizakademie des 
Landes Nordrhein-Westfalen in Recklinghausen30 und eine breite Diskussion auf dem 
63. Deutschen Juristentag vom 26 . bis 29. 0 9 . 2 0 0 0 in Leipzig deutlich gemacht, dass 
eine Reform in der ursprünglich geplanten Art und Weise nicht akzeptabel sein 
würde. 

Nach einer äußerst kritischen Stellungnahme des Bundesrates vom 1 0 . 1 1 . 2 0 0 0 3 1 2 6 
trat in der Reformdiskussion von Ende 2 0 0 0 bis März 2001 eine Ruhepause ein. 

24 Vgl. hierzu das Gutachten von Gottwald und die 
Referate von Jaeger und Senninger. 

25 Vgl. Prutting, Rechtsmittelreform 2000 oder: 
Der Staat spart und der Rechtsstaat leidet, Köln 
2000, insbesondere S. 32 ff. 

26 Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform 
des Zivilprozesses vom 23.12.1999, hrsg. vom 
Bundesjustizministerium. 

27 Vgl. Prutting (Fn. 24), S. 19ff; ferner die Stel-
lungnahme der Präsidenten des BGH, des Bay-
ObLG und sämtlicher OLG-Präsidenten (NJW 

2000, Heft, 27, S. X X II) sowie sämtlicher LAG-
Präsidenten (NZA 2000, 814). 

28 BT-Drucks. 14/1370. 
29 Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Geset-

zes zur Reform des Zivilprozesses, beschlossen 
am 06 .09 .2000 , veröffentlicht am 14.11.2000 
als BT-Drucks. 14/4722. 

30 Vgl. hierzu Dieckmann, J Z 2000, 760; Funke, 
BRAK-Mitt. 2000, 102. 

31 BR-Drucks. 536/00. 
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Ende März 2001 wurde dann (für manche Beteiligte überraschend) ein stark abgeän-
derter Entwurf des Bundesjustizministeriums bekannt, der vom Rechtsausschuss des 
Bundestages und vom Parlament im Mai 2001 sehr schnell verabschiedet wurde. Die-
ser im Juli 2001 Gesetz gewordene Entwurf hat einige grundlegende Eingriffe im 
Bereich der Berufungsinstanz zurückgenommen. Gestrichen wurde insbesondere die 
Annahmeberufung und die generelle Verlagerung aller Berufungen in Zivilsachen an 
die Oberlandesgerichte. Abgeschwächt wurden auch Fragen der Einzelrichterrege-
lung und des Prozessstoffs der Berufungsinstanz. Weitgehend unverändert wurde 
aber die Reform des Revisionsrechts im neuen Gesetz umgesetzt. 

2 7 Das nunmehr geltende Revisionsrecht wurde als Teil des Gesetzes zur Reform des 
Zivilprozesses am 17. 05 .2001 vom Bundestag verabschiedet und am 22. 06 .2001 im 
Bundesrat gebilligt. Es ist als ZPO-Reformgesetz vom 27.07 .2001 im Bundesgesetz-
blatt verkündet worden (BGBl I S. 1887) und am 01. 01 .2002 in Kraft getreten. 

2 8 Herausragende Neuerungen des geltenden Revisionsrechts sind der Zugang im 
Rahmen einer allgemeinen Zulassungsrevision, die Einbeziehung der Berufungs-
urteile der Landgerichte in die Revisionszulassung, der Wegfall der früheren An-
nahmerevision (§ 554 b aF), und mit der Beseitigung des Dualismus von Zulassung 
und Annahme zugleich der Wegfall der Streitwertabhängigkeit. Allerdings ist neben 
die Zulassung der Revision eine Nichtzulassungsbeschwerde getreten (§ 544). Bei 
jährlich mehr als 4 0 0 0 0 Berufungsurteilen in Zivilsachen muss deshalb künftig 
damit gerechnet werden, dass der BGH durch eine riesige Zahl von Nichtzu-
lassungsbeschwerden überschwemmt und vollkommen überlastet wird. Der Gesetz-
geber hat deshalb für einen Übergangszeitraum bis Ende 2006 die Nichtzulassungs-
beschwerde von einer Wertgrenze in Höhe von EUR 2 0 0 0 0 , - abhängig gemacht 
(§ 26 Nr. 8 EGZPO). Damit hat der Gesetzgeber die Streitwertabhängigkeit der 
Revision, gegen die im gesamten Gesetzgebungsverfahren durchgehend stark pole-
misiert worden war, durch die Hintertür wieder eingeführt. Entgegenhalten könnte 
man dieser Kritik, dass eine Übergangsfrist bis 2006 in jedem Falle hinzunehmen sei. 
Jedoch kann schon heute vermutet werden, dass auch in späteren Jahren eine 
Begrenzung der Nichtzulassungsbeschwerden für die Arbeitsfähigkeit des BGH 
zwingend erforderlich sein wird. Es steht also zu erwarten, dass es eine streitwert-
abhängige Nichtzulassungbeschwerde auf Dauer geben wird. 

V. Rechtstatsachen 
2 9 Die Entwicklung der Revisionseingangszahlen pro Jahr zeigt sowohl beim Reichs-

gericht wie beim BGH über nunmehr 120 Jahre hin eine im Grundsatz steigende 
Tendenz. Dieser Entwicklung folgen auch die am Jahresende jeweils verbliebenen 
Rückstände der noch nicht entschiedenen Revisionen. Waren die großen Rück-
stände der ersten Jahre am Reichsgericht (1879 bis 1883) noch deutlich durch 
Streitigkeiten aus altem Recht (vor 1877) geprägt, so entwickelte sich nach 1883 
eine fortdauernde Tendenz hin zum Anstieg der Eingangszahlen und der Rück-
stände, die bisher weder durch die Erhöhung der Richterzahlen noch durch Anhe-
bung von Wertgrenzen und anderen Zugangshindernissen ernstlich gestoppt werden 
konnte. 
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1. Geschäftsentwicklung am Reichsgericht (Revisionen in Zivilsachen) 30 

Jahr Restbestand Jahr Restbestand 

1879 1584 1904 2223 
1880 1901 1905 2229 
1881 1416 1906 1952 
1882 838 1907 2419 
1883 819 1908 2721 
1884 898 1909 3084 
1885 1019 1910 2972 
1886 843 1911 1882 
1887 625 1912 1482 
1888 540 1913 1119 
1889 620 1914 1378 
1890 562 1915 1071 
1891 632 1916 1096 
1892 773 1917 1221 
1893 808 1918 1160 
1894 993 1919 1402 
1895 1028 1920 1750 
1896 1110 1921 2686 
1897 1119 1922 4463 
1898 1042 1923 3761 
1899 851 1924 2025 
1900 788 1925 1970 
1901 918 1926 1694 
1902 1350 1927 1926 
1903 1915 1928 2304 

2. Geschäftsentwicklung am BGH (Revisionen in Zivilsachen) 

Jahr Restbestand Jahr Restbestand 

1950 575 1968 3190 
1951 973 1969 3162 
1952 1136 1970 2667 
1953 1426 1971 2494 
1954 1574 1972 2438 
1955 1696 1973 2542 
1956 1626 1974 2820 
1957 1550 1975 3021 
1958 1580 1976 2520 
1959 1668 1977 2173 
1960 1781 1978 2096 
1961 1886 1979 2134 
1962 2186 1980 2175 
1963 2482 1981 2248 
1964 2871 1982 2240 
1965 2924 1983 2360 
1966 2914 1984 2221 
1967 3069 1985 2329 
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Jahr Restbestand Jahr Restbestand 

1986 2258 1996 3392 
1987 2311 1997 3657 
1988 2405 1998 3719 
1989 2541 1999 4101 
1990 2552 2000 4374 
1991 2405 2001 4475 
1992 2355 2002 4619 
1993 2582 2003 4184 
1994 2834 2004 3996 
1995 3230 

32 3. Revisionseingänge aus den neuen Bundesländern in Zivilsachen 

1990 63 
1991 64 
1992 85 
1993 150 
1994 276 
1995 414 
1996 494 
1997 646 
1998 706 
1999 749 

3 3 4. Revisionseingänge in Zivilsachen insgesamt 

Jahr Revisionen zugelassene Nicht 
insgesamt Revisionen besch 

1975 2180 254 452 
1976 1832 329 721 
1977 2028 315 930 
1978 2117 341 834 
1979 2182 353 767 
1980 2249 415 780 
1981 2421 404 895 
1982 2408 361 953 
1983 2564 328 991 
1984 2528 289 1110 
1985 2805 288 1113 
1986 2892 249 1316 
1987 3075 247 1305 
1988 3127 222 1406 
1989 3329 214 1461 
1990 3418 206 1602 
1991 3159 221 1525 
1992 2889 213 1412 
1993 3166 219 1409 
1994 3490 209 1522 
1995 3883 198 1631 
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Jahr Revisionen zugelassene Nichtannahme-
insgesamt Revisionen beschlüsse 

1996 3888 155 1849 
1997 4198 172 1945 
1998 4255 163 2141 
1999 4408 151 1969 

VI. Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) folgt die Pflicht des Staates zur 3 4 
umfassenden Justizgewährung3 2 . Darüber hinaus ist der mit der Justizgewährung ver-
bundene Schutz subjektiver Rechte ein wesentlicher Prozesszweck, der neben dem 
Rechtsstaatsprinzip unmittelbar auf den Freiheitsrechten der Verfassung beruht3 3 . 
Der Justizgewährungsanspruch ist ein subjektives öffentliches Recht des Einzelnen 
gegen den Staat. Dem Bürger wird also ein qualifizierter Rechtsschutz, der durch eine 
unabhängige richterliche Gewalt wahrgenommen wird, zuteil. Somit ist der Staat ver-
pflichtet, in sämtlichen Rechtsbereichen ein qualifiziertes Verfahren zur verbindlichen 
Streitentscheidung bereitzustellen. Damit erweist sich der Justizgewährungsanspruch 
als Korrelat zum staatlichen Gewaltmonopol einerseits und zum Selbsthilfeverbot des 
Bürgers andererseits. 

Freilich wird dieser Justizgewährungsanspruch regelmäßig so verstanden, dass er 3 5 
verfassungsrechtlich nur den Zugang zum Gericht und damit nur eine Instanz 
gewährleistet. Nach einem berühmten Satz gewährt das Grundgesetz Rechtsschutz 
durch den Richter, nicht gegen den Richter. Weder aus Art. 19 Abs. 4 GG noch aus 
dem Rechtsstaatsprinzip soll sich also ein verfassungsrechtlich garantiertes Recht auf 
einen Instanzenzug ableiten lassen. Dieser Standpunkt der hM wird zwar mehr und 
mehr zweifelhaft34. Die Frage der verfassungsrechtlich garantierten Möglichkeit, 
auch einen Richterspruch noch einmal überprüfen zu lassen, bedarf an dieser Stelle 
aber keiner Vertiefung. Denn unzweifelhaft kann insoweit allenfalls eine zweite 
Instanz verfassungsrechtlich legitimiert werden, eine verfassungsrechtliche Garantie 
auf die Revisionsinstanz kann es aus dieser Betrachtung des einzelnen Rechtssuchen-
den nicht geben. 

Von den bisherigen Überlegungen abzutrennen ist die Frage, ob der Gesetzgeber 3 6 
gewissen verfassungsrechtlichen Bindungen unterliegt, wenn er eine zusätzliche 
Rechtsmittelinstanz einfachrechtlich eingerichtet hat. Diese Frage ist zu bejahen. 
Nach der überzeugenden Rechtsprechung des BVerfG sind sachlich nicht zu recht-
fertigende Erschwerungen des Zugangs verfassungsrechtlich ebensowenig hinnehm-
bar wie willkürlich ungleiche Behandlung im Rahmen der Gewährung eines Rechts-
mittels35. 

Im Ergebnis wird man gegen die frühere Ausgestaltung der Revisionsinstanz in 3 7 
Zivilsachen mit Zulassungs- und Annahmerevision verfassungsrechtliche Bedenken 

32 BVerfGE 35, 41, 47; BVerfGE 54, 277, 291. 
33 BVerfGE 69, 126, 140. 
34 Vgl. dazu vor allem Vosskuhle, Rechtsschutz 

gegen den Richter, 1993, S. 255 ff; ferner ders., 
NJW 2003, 2193; zurückhaltender Schenke, J Z 
2005, 116. 

35 Vgl. BVerfGE 49, 329, 340; vgl. ferner zu verfas-
sungsrechtlichen Mindestgarantien des Verfah-
rens Prutting, ZZP 99 (1986), 93, 97; ferner 
Vosskuhle, Rechtsschutz gegen den Richter, 
1993, S. 65 ff. 
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ebenso wenig vorbringen können wie gegen eine reine Zulassungsrevision, wie sie im 
Jahre 2002 in Kraft gesetzt worden ist. Dies hat nunmehr das BVerfG im Hinblick auf 
die Revisionszulassung gem. § 543 ausdrücklich entschieden36. 

VII. Statthaftigkeit der Revision 
1. Grundsatz 

3 8 Das Gesetz unterscheidet die Frage, ob ein Rechtsmittel an sich gegeben ist, ob es 
also statthaft ist, von der Zulässigkeit des Rechtsmittels im Einzelfall. In diesem Sinne 
formuliert § 542 Abs. 1, dass die Revision in bestimmten Fällen stattfindet, und 
§ 552 Abs. 1 überträgt dem Revisionsgericht die Pflicht, von Amts wegen zu prüfen, 
ob „die Revision an sich statthaft" ist. Die Statthaftigkeit ist somit ein besonders her-
vorgehobener Teil der Zulässigkeit eines Rechtsmittels. Fehlt sie, so ist das Rechts-
mittel in jedem Falle gem. § 552 Abs. 1 Satz 2 als unzulässig zu verwerfen. 

2. Endurteile 

3 9 Abs. 1 setzt voraus, dass die Revision sich gegen ein in der Berufungsinstanz 
erlassenes Endurteil wendet. Im Gegensatz zum früheren Recht ist es dabei ohne 
Bedeutung, ob es sich um ein Berufungsurteil eines Landgerichts oder eines Ober-
landesgerichts handelt. Damit ist nunmehr die Abgrenzung zwischen der Berufungs-
zuständigkeit der Landgerichte und der Oberlandesgerichte, wie sie sich aus § 119 
Abs. 1 GVG ergibt, ohne Bedeutung für die Revisionsinstanz. Eine Besonderheit 
stellt die Sprungrevision dar, die sich gegen das Urteil eines Landgerichts in erster 
Instanz wendet (im einzelnen vgl. unten § 566). Besondere Regelungen gelten auch 
für die Berufungsurteile in Familiensachen. Bei diesen sind insbesondere die Sonder-
vorschriften der §§ 621 e, 629 a ff zu beachten. Besonderheiten, die sich im Miet-
recht aus dem Institut des Rechtsentscheids (vgl. § 541 aF) ergaben, sind mit dem 
01.01.2002 ersatzlos entfallen37. 

4 0 Abs. 1 verlangt darüber hinaus das Vorliegen eines Endurteils, also eines die 
Instanz in der Sache beendenden Urteils. Zu den Endurteilen gehören alle Urteile, die 
entweder die Berufung als unzulässig verwerfen oder sie als unbegründet zurückwei-
sen. Dazu gehören weiter die Urteile, die auf die Berufung hin das erstinstanzliche 
Urteil aufheben und durch eine eigene Sachentscheidung ersetzen. Ebenso gehören 
hierher die Endurteile, die mit der Aufhebung des erstinstanzlichen Urteils die Sache 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Gericht des ersten Rechtszuges 
zurückverweisen38. Ein Endurteil liegt ebenso vor, wenn das Berufungsgericht die 
Streitsache an ein anderes Gericht abgibt oder an das zuständige Gericht verweist39. 

3. Teilurteile 

4 1 Auch Teilurteile sowie Schlussurteile gem. § 301 sind echte Endurteile. Das Teil-
urteil und das Schlussurteil können daher jeweils isoliert mit der Revision angefoch-

BVerfG, Beschl. v. 0 8 . 0 1 . 2 0 0 4 , N J W 2004, 
1371; BVerfG, Beschl. v. 0 9 . 0 3 . 2 0 0 4 , N J W 
2004, 1729; dazu Hirsch, Festschrift für Wenzel, 
S. 39, 47 ff; Piekenbrock, AnwBl 2004, 329; zur 
Nichtzulassungsbeschwerde als Teil der Rechts-
wegerschöpfung vgl. BVerfG, N J W 2004, 3029. 
Z u m früheren Rechtsentscheid umfassend Wil-
lingmann, Rechtsentscheid - Geschichte, Dog-

matik und Rechtspolitik eines zivilprozessualen 
Vorlagemodells, 2000. 
B G H Z 97, 290 = N J W 1986, 1994; BGH, N J W 
1984, 495. 
B G H Z 97, 287 = N J W 1986, 1994; B G H Z 40, 7 
= N J W 1963, 2219; B G H Z 28, 349 = N J W 1959, 
436. 
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ten werden4 0 . Das gilt auch für Versäumnisurteile eines Berufungsgerichts, die nach 
Einspruch in dem daraufhin ergehenden Urteil lediglich die Kostenentscheidung des 
Versäumnisurteils durch einen Kostenausspruch ersetzen41. 

4. Zwischenurteile 

Obgleich Zwischenurteile schon nach ihrer Definition keine Endurteile sind, hat 4 2 
das Gesetz einige Zwischenurteile für selbständig anfechtbar erklärt. Eine Revision 
ist daher statthaft, wenn das Berufungsgericht ein Zwischenurteil über die Zulässig-
keit der Klage erlässt (§ 2 8 0 Abs. 2), wenn es ein Zwischenurteil über den Grund 
erlässt (§ 3 0 4 Abs. 2) oder wenn eine Entscheidung als Zwischenurteil bezeichnet 
wird, nach ihrem Inhalt aber ein Endurteil darstellt42. Eine Revision gegen ein als 
Zwischenurteil bezeichnetes Berufungsurteil ist also auch dann statthaft, wenn über 
einen gewillkürten Parteiwechsel entschieden wurde und die Entscheidung zur Folge 
hat, dass eine Partei gegen ihren Willen aus dem Prozess ausscheidet43. Ebenso liegt 
der Fall, wenn das Berufungsgericht in einem zunächst nach § 2 4 0 unterbrochenen 
Verfahren derjenigen Person, die die Aufnahme des Rechtsstreits erklärt, die Befugnis 
versagt, als Kläger aufzutreten, diese somit von der Prozessführung ferngehalten 
wird4 4 . 

5. Vorbehaltsurteile 

Ebenfalls keine Endurteile sind die Vorbehaltsurteile, die nach den §§ 3 0 2 , 5 9 9 4 3 
ergehen können. Kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung sind aber auch diese 
Vorbehaltsurteile isoliert mit Rechtsmitteln anfechtbar (vgl. § 3 0 2 Abs. 3, 5 9 9 
Abs. 3). 

6. Versäumnisurteile 

Bei Versäumnisurteilen ist zu unterscheiden: Liegt ein echtes Versäumnisurteil vor, 4 4 
also ein Urteil, das aufgrund der §§ 330 , 331 ergeht, so kommt dagegen ausschließ-
lich der Einspruch (§ 338) in Betracht (sog. erste Versäumnisurteile im technischen 
Sinn; vgl. §§ 565, 514 Abs. 1). Stellt ein echtes Versäumnisurteil dagegen ein zweites 
Versäumnisurteil im technischen Sinn gem. § 345 dar, so ist es gem. den §§ 565 , 514 
Abs. 2 in eingeschränktem Umfang mit der Revision angreifbar, ohne dass diese der 
Zulassung bedürfte45. Demgegenüber sind sog. unechte Versäumnisurteile, also 
Urteile, die nicht gegen die säumige Partei und nicht aufgrund von Säumnisnormen 
ergehen46 , der Sache nach echte streitige Endurteile, die nach allgemeinen Regeln mit 
der Revision angreifbar sind. 

7. Erstinstanzliche Urteile 

Gem. § 5 4 2 ist die Revision gegen erstinstanzliche Urteile in keinem Falle statt- 4 5 
haft. Davon macht allerdings § 5 6 6 im Falle der Sprungrevision eine Ausnahme (im 
einzelnen siehe dort). 

40 BGH, NJW 1987, 2997; BGH, NJW 1984, 495; 
BGH, NJW 1977, 1152; BGH, NJW 1961, 1811; 
BGHZ 19, 174; BGHZ 20, 253; BGHZ 29, 126. 

41 BGH, NJW 1984, 495. 
42 BGHZ 102, 234; BGH, NJW 1981, 989; BGHZ 

47, 289; BGHZ 38, 335; MüKo-ZPO/Wenze/, 
2. Aufl., § 545 Rdn. 5 f. 

43 BGH, NJW 1981, 989. 
44 BGH, MDR 2004, 1312. 
45 AA zu Unrecht BAG, NZA 2004, 871; wie hier 

zu Recht Gravenhorst, NZA 2004, 1261. 
46 Vgl. dazu MüKo-ZPO/Prütting, 2. Aufl., § 330 

Rdn. 17 ff. 
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Vni. Nicht revisionsfähige Urteile (Abs. 2) 
1. Urteile des einstweiligen Rechtsschutzes 

4 6 Gem. § 542 Abs. 2 Satz 1 kommt eine Revision gegen Urteile, durch die über die 
Anordnung, Abänderung oder Aufhebung eines Arrestes oder einer einstweiligen 
Verfügung entschieden wird, die Revision in keinem Falle in Betracht. Für diesen 
generellen Ausschluss der Revision im Bereich des einstweiligen Rechtsschutzes ist es 
also ohne Bedeutung, welche materiellrechtliche Rechtsposition im Rahmen des 
Rechtsschutzgesuches verhandelt wird. Der Revisionsausschluss bezieht sich also auf 
jedes Arrestverfahren und auf jede einstweilige Verfügung oder Anordnung. Selbst im 
Falle der sog. Leistungs- oder Befriedigungsverfügung ist die Revision generell ausge-
schlossen47. Der Revisionsausschluss betrifft auch diejenigen Fälle, in denen im Rah-
men des einstweiligen Rechtsschutzes die Berufung als unzulässig verworfen worden 
war oder die Revision vom Berufungsgericht irrtümlich zugelassen war4 8 . Zwar hätte 
man nach dem früheren Wortlaut von § 547 aF zweifeln können, ob im Falle der Ver-
werfung der Berufung als unzulässig nicht doch eine Revision in Betracht kommt 
(„findet stets statt"), eine solche Auffassung war aber schon nach altem Recht abzu-
lehnen. 

4 7 Die Regelung des § 542 Abs. 2 Satz 1 ist rechtspolitisch insofern problematisch, 
als sie die Revision im Hinblick darauf ausschließt, dass im Rahmen des einstweiligen 
Rechtsschutzes keine endgültigen Entscheidungen ergehen. Wird dagegen wie insbe-
sondere im Wettbewerbsrecht vielfach ausschließlich im Rahmen des einstweiligen 
Rechtsschutzes entschieden, so führt die gesetzliche Regelung dazu, dass der BGH 
seine Aufgabe der Wahrung der Rechtseinheit und der Fortbildung des Rechts nicht 
oder nicht vollständig erfüllen kann. 

4 8 Der Revisionsausschluss im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzes bezieht sich 
allerdings nicht auf Urteile, durch die über einen Anspruch nach § 945 oder über die 
Zulassung eines ausländischen Arrestbefehls zur Vollstreckung entschieden worden 
ist49 . 

2 . Enteignungs- und Umlegungsverfahren 

4 9 Nach § 542 Abs. 2 Satz 2 ist die Revision auch in allen Urteilen ausgeschlossen, 
die über die vorzeitige Besitzeinweisung im Enteignungsverfahren oder im Um-
legungsverfahren entschieden haben. Mit dieser Regelung ist durch die Revisions-
novelle 1975 eine damals bereits vorhandene Rechtsprechung gesetzlich normiert 
worden, wonach in den Fällen der §§ 77, 116 BauGB die Revision nicht statthaft ist. 
Auch hier ist nämlich die jeweilige Entscheidung nicht von endgültiger Bedeutung. 
Dagegen ist es nicht zulässig, die Regelung des § 542 Abs. 2 auf andere Fälle entspre-
chend anzuwenden, die Entscheidungen mit vorläufigem Charakter aufweisen. 

3. Zwischenurteile 

5 0 Nicht statthaft ist eine Revision gegen Zwischenurteile gem. § 303. Dies ergibt 
sich bereits aus dem Merkmal des Endurteils in § 542 Abs. 1. Soweit der Gesetzgeber 

47 Wie hier Stein/Jonas/Grunsky, Rdn. 6; MüKo- 49 BGHZ 74, 280; Stein/Jonas/Gnmsfry, Rdn. 7; 
ZPO/Wenzel, Rdn. 13. MüKo-ZPO/Wenzel, Rdn. 14. 

48 Vgl. BGH, NJW 1984, 2368; BAG, NJW 1984, 
255; BGH, NJW 1968, 699; Stein/Jonas/Gra«-
sky, Rdn. 6; MüKo-ZPO Wenzel, Rdn. 13. 
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besondere Zwischenurteile in Einzelfällen der Revision selbständig eröffnen will, hat 
er dies im Gesetz ausdrücklich zum Ausdruck gebracht (s. oben VII. 4.) . Die Über-
prüfung von nicht selbständig anfechtbaren Zwischenurteilen erfolgt zusammen mit 
dem angegriffenen Endurteil (vgl. § 5 5 7 Abs. 2). 

4 . Versäumnisurteile 

Gegen echte Versäumnisurteile, die nach §§ 3 3 0 , 331 als erste Versäumnisurteile im 51 
technischen Sinn erlassen worden sind, findet die Revision nicht statt. Diese Ver-
säumnisurteile unterliegen gem. § 338 immer nur dem Einspruch, der Berufung und 
Revision ausschließt (vgl. §§ 565, 514 Abs. 1). Eine eng begrenzte Ausnahme gilt im 
Falle des zweiten Versäumnisurteils im technischen Sinn gem. § 345 . Hier kommt 
unter den Voraussetzungen der §§ 565 , 514 Abs. 2 eine Revision ausnahmsweise in 
Betracht (s. oben VII. 6.) , ohne dass es einer Zulassung des Rechtsmittels bedürfte s o . 

5. Kostenentscheidungen 

Eine Revision, die sich isoliert gegen den Kostenpunkt einer Entscheidung oder 5 2 
gegen eine Entscheidung, die nur die Kostenfrage enthält, wendet, ist nicht statthaft 
(§ 99). Kostenentscheidungen können zulässigerweise nur entweder zusammen mit 
der Hauptsache angegriffen werden (vgl. § 99 Abs. 1) oder das Gesetz ermöglicht im 
Einzelfall die sofortige Beschwerde gegen eine Kostenentscheidung (vgl. §§ 9 1 a 
Abs. 2 , 99 Abs. 2). 

IX. Inkorrekte Entscheidungen 

Ein Sonderproblem des Rechtsmittelrechts stellt es dar, wenn die Frage des zu- 5 3 
lässigen Rechtsmittels dadurch erschwert wird, dass ein Gericht eine inkorrekte Ent-
scheidung getroffen hat. So kann im Einzelfall eine Entscheidung ergangen sein, bei 
der der Inhalt der Entscheidung von der Bezeichnung abweicht. Dies ist der Fall, 
wenn das Gericht ein streitiges Urteil als Versäumnisurteil bezeichnet und umgekehrt. 
Ähnlich kann eine inkorrekte Entscheidung zu bejahen sein, wenn das Gericht ein 
Urteil erlässt, obgleich das Gesetz einen Beschluss vorsieht und umgekehrt. Denkbar 
ist es ferner, dass eine gerichtliche Entscheidung nach ihrem Wesen unklar ist. In allen 
diesen Fällen gilt der anerkannte Grundsatz, dass ein Fehler des Gerichts sich nicht zu 
Lasten der Parteien auswirken darf. Weder darf es möglich sein, dass durch unrich-
tige gerichtliche Entscheidungen ein an sich bestehendes Rechtsmittel abgeschnitten 
wird noch kann von einer Partei verlangt werden, dass sie bessere Rechtskenntnisse 
als das Gericht aufweist. Daher wird allgemein vertreten, dass in solchen Fällen der 
Grundsatz der Meistbegünstigung gilt51. 

Der Grundsatz der Meistbegünstigung gegen inkorrekte Entscheidungen setzt 5 4 
allerdings voraus, dass sowohl gegen die formal vorliegende Gerichtsentscheidung als 
auch gegen die in Wahrheit zu treffende Entscheidung ein Rechtsmittel oder Rechts-
behelf möglich ist. Daher kann der Grundsatz der Meistbegünstigung keine Anwen-
dung finden, wenn gegen eine gerichtliche Entscheidung in Wahrheit ein Rechtsmittel 
oder Rechtsbehelf nicht mehr vorgesehen ist und nur die fehlerhafte Entscheidung 

50 AA zu Unrecht BAG, NZA 2004, 871; wie hier 1979, 43; BGH, NJW 1964, 660; Stein/Jonas/ 
Gravenhorst, NZA 2004, 1261. Grunsky, Einl. Zu § 511, Rdn. 37ff; Rosenberg/ 

51 BGH, NJW-RR 1993, 956; BGH, NJW-RR Schwab/Gottwald, § 133 II. 
1990, 1483; BGH, NJW 1987, 442; BGH, NJW 
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anfechtbar wäre. Denn der Grundsatz der Meistbegünstigung soll der Partei helfen, 
nicht wegen eines Fehlers des Gerichts ein falsches Rechtsmittel einzulegen. Dagegen 
soll der Grundsatz der Meistbegünstigung nach allgemeiner Ansicht nicht zu einer 
Erweiterung des Rechtsmittelzuges führen. Aus diesen Überlegungen ergibt sich 
umgekehrt zugleich, dass ein Rechtsmittel dann möglich sein muss, wenn es gegen die 
richtige gerichtliche Entscheidung gegeben wäre und wenn nur die fehlerhaft erlas-
sene Entscheidung unanfechtbar sein sollte. 

X . Weitere Rechtsbehelfe 

5 5 Liegt ein Endurteil eines Berufungsgerichts in Zivilsachen vor, das mit der Revi-
sion angreifbar ist, so kommt ein anderer Rechtsbehelf daneben nicht in Betracht. 
Wird die Revision in diesem Fall innerhalb der gesetzlichen Frist (vgl. § 5 4 8 ) nicht 
eingelegt, so wird das Urteil des Berufungsgerichts mit dem Fristablauf rechtskräftig. 
Weder vor Ablauf der Rechtsmittelfrist noch danach kann ein Berufungsurteil mit 
einer Beschwerde wegen greifbarer Gesetzwidrigkeit5 2 oder mit einer Gegenvorstel-
lung angegriffen werden. 

5 6 Dagegen stehen nach Eintritt der Rechtskraft gewisse besondere Rechtsbehelfe zur 
Verfügung, durch die die Rechtskraft ausnahmsweise durchbrochen werden kann: 
Z u nennen sind die Wiederaufnahme des Verfahrens (§§ 5 7 8 f f ) in der Form der 
Nichtigkeits- und der Restitutionsklage; der Antrag auf Wiedereinsetzung gem. 
§ 2 3 3 ; die Abänderungsklage gem. § 3 2 3 ; die Klage aus § 8 2 6 B G B und schließlich 
die Verfassungsbeschwerde. 

§543 
Zulassungsrevision 

(1) Die Revision findet nur statt, wenn sie 

1. das Berufungsgericht in dem Urteil oder 
2 . das Revisionsgericht auf Beschwerde gegen die Nichtzulassung zugelassen hat. 

(2) Die Revision ist zuzulassen, wenn 
1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
2 . die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 

eine Entscheidung des Revisionsgerichts erfordert. 
Das Revisionsgericht ist an die Zulassung durch das Berufungsgericht gebunden. 

Schrifttum 

Amberg Divergierende höchstrichterliche Rechtsprechung, 1998; Ball Die Zulassung der 
Revision wegen offensichtlicher Unrichtigkeit des Berufungsurteils und wegen Verletzung von 
Verfahrensgrundrechten, Festschrift für Musielak, 2004, S. 27; Hirsch Verfassungsrechtliches 
Bestimmtheitsgebot und gerichtliche Auslegung am Beispiel der neuen Zugangsvoraussetzun-
gen zur dritten Instanz, Festschrift für Wenzel, 2005, S. 39; Jakobs Die Revisionszulassung 
wegen Divergenz im arbeitsgerichtlichen Verfahren, 1999; Krämer Die Nichtzulassung der 
Revision, FamRZ 1980, 971; Lässig Die fehlerhafte Rechtsmittelzulassung und ihre Verbind-

5 2 Vgl. BGH, N J W 1989, 2 7 5 8 ; vgl. jetzt im Rah-
men der Rechtsbeschwerde B G H , ZIP 2 0 0 2 , 959. 
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lichkeit für das Rechtsmittelgericht, 1976; Linnenbaum Probleme der Revisionszulassung 
wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache, 1986; de Lousanoff Die grundsätzliche 
Bedeutung der Rechtssache im neuen Revisionsrecht, NJW 1977, 1042; May Die Revision, 
2. Aufl. 1997; Musielak Der Zugang zur Revisionsistanz im Zivilprozess, Festschrift für Ger-
hardt, 2004 , S. 653; Proske Außerordentliche Rechtsmittel gegen die fehlerhafte Nichtzu-
lassung der Revision, NJW 1997, 352; Prütting Die Zulassung der Revision, 1977; Rimmels-
pacher Zugangsvoraussetzungen zum Rechtsmittelgericht, Festschrift für Schumann, 2001, 
S. 327; Rödel/Dahmen Rechtsmittel in der anwaltlichen Praxis, 2. Aufl. 2001; H. Schneider 
Das neue Revisionsrecht aus der Sicht des Anwalts, NJW 1975, 1537; C. Schumann/Kramer 
Die Berufung in Zivilsachen, 6. Aufl. 2002; Stackmann Rechtsbehelfe im Zivilprozess, 2005; 
Tiedtke Die beschränkte Zulassung der Revision, W M 1977, 666; Vogel Die Revision in Zivil-
sachen, NJW 1975, 1297; Wenzel Das neue zivilprozessuale Revisionszulassungsrecht in der 
Bewährung, NJW 2002, 3353; Weyreuther Revisionszulassung und Nichtzulassungsbeschwerde 
in der Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte, 1971. 

Zur Aufsatzliteratur über Einzelfragen des neuen Rechts vor 2 0 0 2 vgl. die Nachweise in 
Fn. 10, zur Literatur nach dem 0 1 . 0 1 . 2 0 0 2 vgl. die Nachweise in Fn. 11. 
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I. Überblick 

1 Die Norm regelt den konkreten Zugang zur Revisionsinstanz, sie setzt also die 
Statthaftigkeit der Revision (siehe oben § 542 VII) voraus, enthält aber selbst ent-
gegen dem missverständlichen Wortlaut keine Regelung der Statthaftigkeit1, son-
dern nur den Zugang im konkreten Fall. 

2 Die Vorschrift stellt das Kernstück des neuen Revisionsrechts dar, wie es seit 
01.01.2002 gilt2. Alle früheren Zugangswege zur Revision außerhalb der Zulas-
sung (Wertrevision, Annahmerevision) sind entfallen. Das Erfordernis der Zulas-
sung für alle zweitinstanzlichen Urteile gilt für Sachurteile ebenso wie für Prozess-
urteile, die die Berufung als unzulässig verwerfen. Der frühere § 547 aF ist ersatzlos 
entfallen. Eine Zulassung der Revision setzen auch die Sprungrevision (vgl. § 566) 
und die Revision in Familiensachen (vgl. §§ 621 e, 629 a ff) voraus. Die frühere Spe-
zialregelung in § 621 d konnte daher ersatzlos entfallen. Besondere Regelungen der 
Zulassung der Revision gibt es in Entschädigungssachen nach dem BEG (im Einzel-
nen vgl. §§ 219ff BEG). 

3 Einzige Ausnahme vom Erfordernis der Zulassung ist die Revision gegen ein 
zweites Versäumnisurteil im technischen Sinn (§ 345), wenn dieses in der Berufungs-
instanz ergangen ist. Insoweit ist ein Rechtsmittel gem. §§ 565, 514 Abs. 2 ohne 
Zulassung und ohne jede Rechtsmittelsumme gegeben (vgl. § 514 Abs. 2 Satz 2)3 . 

4 Die Zulassungsrevision ist verfassungsgemäß. Zwar wird von der Verfassung ein 
Zugang zur dritten Instanz nicht garantiert, allerdings unterliegt der Gesetzgeber 
gewissen verfassungsrechtlichen Bindungen, wenn er eine Revisionsinstanz einge-
richtet hat. Insbesondere muss der Gesetzgeber nicht zu rechtfertigende Erschwe-
rungen des Zugangs und ebenso willkürlich ungleiche Behandlung im Rahmen der 
Gewährung eines Rechtsmittels vermeiden4. Im Hinblick auf die Ausgestaltung des 
§ 543 hat der Gesetzgeber diese verfassungsrechtlichen Vorgaben eingehalten. Er 
hat nach der Rechtsprechung des BVerfG insbesondere nicht das Gebot effektiven 
Rechtsschutzes oder das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot verletzt. Auch ist 
der Zugang zur Revision nicht gleichheitswidrig ausgestaltet worden5 . Zu den ver-
fassungsrechtlichen Grundlagen s. oben § 542 VI. 

II. Historische Entwicklung 

5 Die Reichsjustizgesetze von 1877 kannten eine Zulassung von Rechtsmitteln 
nicht. Der Zugang zur Revisionsinstanz war frei möglich, sofern der Beschwerdewert 
1500 Reichsmark überstieg. Erstmals wurde im deutschen Recht durch die Verord-
nung zur Entlastung des Reichsgerichts vom 15.01.19246 eine Zulassung der Revision 
durch den judex a quo bei Ehesachen eingeführt. Einen gewissen Durchbruch brachte 
dann das ArbGG von 1926, das mit unterschiedlichen Wertgrenzen für den Zugang 

1 AA Musielak/Ba//, § 543 Rdn. 1, 3; anders wohl 
auch MüKo-ZPO /Wenze l , § 543 Rdn. 39, 47; 
korrekte Terminologie bei Zöller/Gwmmer, § 542 
Rdn. 1. 

2 So auch MüKo-ZPO /Wenze l , § 543 Rdn. 1. 
3 AA zu Unrecht BAG, N Z A 2004, 871; wie hier 

zu Recht Gravenhorst, N Z A 2004, 1261. 
4 Vgl. BVerfGE 49, 329, 340; im Einzelnen s. oben 

§ 542 VI. 

5 BVerfG, Beschl. v. 0 8 . 0 1 . 2 0 0 4 , N J W 2004, 
1371; BVerfG, Beschl. v. 0 9 . 0 3 . 2 0 0 4 , N J W 
2004, 1729; dazu Hirsch, Festschrift für Wenzel, 
S. 39, 47f f ; Piekenbrock, AnwBl 2004, 329; 
Gottwald, Festschrift für Nemeth, 2003, S. 294; 
Greger, Festschrift für Link, S. 885; Bedenken 
bei Fischer, AnwBl 2002, 143. 

6 Verordnung v. 15 .1 .1924 , RGBl I, 29. 
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zur Berufung und vor allem zur Revision eine Zulassung vorsah7. In der Folgezeit 
wurde Schritt für Schritt die Zulassung der Revision in allen Gerichtsbarkeiten und 
Verfahrensordnungen eingeführt und ausgebaut. In der Zivilgerichtsbarkeit gibt es 
die Zulassung gem. § 546 aF seit 1950. Die Wertgrenze für den freien Zugang zur 
Revision ohne Zulassung wurde damals auf 6 0 0 0 , - DM festgesetzt. Später hat § 546 
aF wesentliche Änderungen durch die Revisionsnovelle des Jahres 1975 erfahren8. Im 
übrigen wurde die Wertgrenze kontinuierlich angehoben, so im Jahre 1964 auf 
1 5 0 0 0 , - DM, im Jahre 1969 auf 2 5 0 0 0 , - DM, im Jahre 1975 auf 4 0 0 0 0 , - DM und 
durch das Rechtspflegevereinfachungsgesetz von 1990 auf 6 0 0 0 0 , - D M 9 . 

Das Mischsystem aus Zulassungsrevision (§ 546 aF) und Annahmerevision 6 
(§ 5 5 4 b aF) ist seit 0 1 . 0 1 . 2 0 0 2 entfallen und durch eine reine Zulassungsrevision 
mit Nichtzulassungsbeschwerde ersetzt worden. Diese Änderung war dem Gesetz-
geber von Mitgliedern des Bundesgerichtshofs selbst vorgeschlagen worden, den-
noch war sie in den Einzelheiten sehr umstritten (vgl. oben § 542 IV)1 0 . Die Diskus-
sion vor dem 01 .01 .2002 hatte allerdings vor allem nicht berücksichtigt, dass der 
BGH schon seit längerem bei mehr als der Hälfte aller eingelegten Revisionen die 
Annahme gem. § 554 b aF abgelehnt hatte und dabei keine bzw. nur eine formel-
hafte Begründung gab. Eine reine Zulassungsrevision konnte deshalb schwerlich eine 
grundlegende Entlastung bringen, wenn sie mit einer Nichtzulassungsbeschwerde 
gekoppelt war, die ihrerseits eine neue und hohe Arbeitsbelastung für den BGH 
bringen musste. Andererseits erschien es angesichts der früheren engen Zulassungs-
praxis der Oberlandesgerichte kaum möglich, bei reiner Zulassungsrevision auf eine 
Nichtzulassungsbeschwerde zu verzichten. 

So war es nicht erstaunlich, dass die zahlenmäßige Belastung des BGH weiterhin 7 
auf sehr hohem Niveau verblieb, allerdings am Ende des Jahres 2004 erstmals wie-
der unter die Grenze von 4000 anhängigen Revisionen in Zivilsachen gesunken ist 
(vgl. oben § 542 V 2). Auch konnte es nicht überraschen, dass die Rechtsprechung 
der Jahre 2002 bis 2004 gerade zu § 543 Verwerfungen und Widersprüchlichkeiten 
von erheblichem Ausmaß enthielt, die sich erst in jüngster Zeit langsam auflösen. 
Auf dem 65. Deutschen Juristentag 2004 in Bonn wurden die großen Schwierigkei-
ten (selbst zwischen den verschiedenen Senaten) für überwunden erklärt11. 

7 Zum Ganzen ausführlich Prutting, Die Zulas-
sung der Revision, S. 30 ff. 

8 Gesetz zur Änderung des Rechts der Revision in 
Zivilsachen vom 8.7.1975, BGBl I, 1863. 

9 Rechtspflegevereinfachungsgesetz v. 17.12.1990, 
BGBl I, 2847. 

10 Zur Diskussion vor dem 01.01 .2002 vgl. Prut-
ting, Rechtsmittelreform 2000 oder: Der Staat 
spart und der Rechtsstaat leidet, Köln 2000, 
S. 32 ff; ferner Musielak, NJW 2000, 2769, 2777; 
Hahne, ZRP 1999, 356, 358; Wmte, ZRP 1999, 
387, 390; Büttner, BRAK-Mitt. 1999, 50; ders., 
MDR2001, 1201. 

11 Zur Diskussion des neuen Rechts seit 01.01. 
2002 im Einzelnen vgl. Ball, Festschrift für 
Musielak, 2004, S. 27; Baukeimann, Festschrift 

für Erdmann, 2002, S. 767; Baumert, MDR 
2004, 71; ders., MDR 2003, 606; Büttner, NJW 
2004, 3524; ders., BRAK-Mitt. 2003, 202; 
Gehrlein, MDR 2003, 547; ders., MDR 2004, 
912; v. Gierke, JZ 2003, 403; v. Gierke/Seiler, 
NJW 2004, 1497; dies., JZ 2003, 403; Greger, 
Festschrift für Link, S. 885; Hirsch, Festschrift 
für Wenzel, 2005, S. 39; Musielak, Festschrift für 
Gerhardt, 2004, 653; Nassail, NJW 2003, 1345; 
Piekenbrock, AnwBl 2004, 329; Piekenbrock/ 
Schulze, JZ 2002, 911; Raeschke-Kessler, AnwBl 
2004, 321; Scheuch, NJW 2003, 728; 
Scheuch/Lindner, NJW 2005, 112; Schulz, MDR 
2003, 1392; Seiler, MDR 2003, 785; ders., NJW 
2005, 1689; Volland, MDR 2004, 377; Wenzel, 
NJW 2002, 3353. 
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III. Normzweck 

8 Die Revision eröffnet den Zugang zum B G H als dem obersten Gerichtshof in 
Zivilsachen. Dieser Zugang wird dabei sehr stark von Merkmalen wie der 
grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache und der Fortbildung des Rechts sowie 
der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung geprägt. Darüber hinaus ist die 
Revision eine reine Rechtsinstanz. Dies alles zeigt, dass der allgemeine Zweck der 
Revision, der Rechtseinheit und der Fortbildung des Rechts zu dienen (s. oben § 5 4 2 
II 2) , in besonders deutlicher Weise in §§ 543 , 5 4 4 verwirklicht wird. Andererseits 
ist und bleibt die Revision nach geltendem Recht ein echtes Rechtsmittel der kon-
kreten Prozessparteien. Auch in der Revisionsinstanz gilt die Dispositionsmaxime 
(vgl. zur Rücknahme der Revision § 565 iVm § 516), allein die Parteien tragen die 
Verfahrenskosten. Daher wird man kaum leugnen können, dass eine einmal zugelas-
sene Revision dazu führen muss, dass im Rahmen des konkreten Rechtsmittelver-
fahrens vorrangig das Parteiinteresse an einer gerechten Einzelfallentscheidung zu 
berücksichtigen ist (s. oben § 5 4 2 II 2). Im Ergebnis ist also (wie bereits oben § 5 4 2 
II 2 näher dargelegt) zwischen dem Zugang zur Revisionsinstanz und dem weiteren 
Revisionsverfahren eindeutig zu trennen. Im Rahmen des Revisionszugangs hat der 
Gesetzgeber das Allgemeininteresse an Rechtseinheit und Fortbildung des Rechts 
eindeutig in den Vordergrund gestellt. Ist jedoch ein konkreter Rechtsstreit zur Revi-
sion zugelassen, so ist sowohl die Einlegung des Rechtsmittels als auch das konkrete 
Revisionsverfahren ganz von der Dispositionsfreiheit der Parteien geprägt und das 
Verfahren orientiert sich letztlich wieder weithin am Parteiinteresse einer gerechten 
Einzelfallentscheidung. 

IV. Die Zulassungsgründe 

1. Ausgangspunkte 

9 Die neue Regelung der Zulassungsgründe in Abs. 2 Satz 1 wirft schwerwiegende 
Fragen und Probleme auf. So ist nach herkömmlicher Auffassung der unbestimmte 
Rechtsbegriff der „grundsätzlichen Bedeutung" durch den gesetzgeberischen 
Zweck, dem die Revisionszulassung dient, geprägt und danach auszulegen1 2 . Zweck 
des Revisionszugangs sind aber die Fortbildung des Rechts sowie die Wahrung der 
Rechtseinheit (s. oben III.). Dies scheint es nahezulegen, dass die Zulassungsgründe 
der Nr. 1 und Nr. 2 des neuen § 543 Abs. 2 im Wesentlichen identisch sind. Dem hat 
allerdings der Gesetzgeber dezidiert die Auffassung gegenübergestellt, Nr. 2 sei wei-
ter und flexibler als Nr. 1 ausgestaltet. In der Gesetzesbegründung wird dazu aus-
geführt, dass die Neufassung der Zulassungsgründe verdeutlichen wolle, dass der 
Begriff der grundsätzlichen Bedeutung nicht auf die Elemente der Rechtsfortbildung 
und der Rechtsvereinheitlichung beschränkt sei. Künftig würden daher auch Fall-
gestaltungen den Zugang zur Revisionsinstanz finden, in denen über den Einzelfall 
hinaus ein allgemeines Interesse an einer Entscheidung des Revisionsgerichts be-
stehe. Andererseits macht die Gesetzesbegründung deutlich, dass das Merkmal der 
grundsätzlichen Bedeutung die Verletzung von Verfahrensgrundrechten und die 
Fälle der offensichtlichen Unrichtigkeit des Berufungsurteils nicht erfassen könne. 
Diesem Anliegen solle nun durch die Schaffung der Revisionszulassungsgründe in 

12 Vgl. Prutting, Die Zulassung der Revision, 
S. 142 ff. 
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Nr. 2 Rechnung getragen werden. Die dort genannten Merkmale würden die grund-
sätzliche Bedeutung konkretisieren, ohne hierauf beschränkt zu sein1 3 . Immerhin 
räumt auch der Gesetzgeber ein, dass die einzelnen Zulassungsalternativen des 
Gesetzes wohl nicht immer scharf voneinander zu trennen sein werden. Es sei jedoch 
die Gewähr geboten, dass aus den unterschiedlichen Ausgestaltungen der Rechts-
mittelzulassungsmerkmale in den verschiedenen Bestimmungen (man vergleiche 
§ 543 Abs. 2 z.B. mit § 80 OWiG) keine einschränkenden Schlüsse auf die Aus-
legung der zivilprozessualen Zulassungsgründe gezogen werden könnten 1 4 . 

Vor diesem Hintergrund der Begründung in dem Gesetzentwurf musste die neue 1 0 
Rechtsprechung des B G H nach Inkrafttreten des ZPO-Reformgesetzes überraschen. 
Sie hat zunächst sehr viel einschränkender als die Gesetzesmaterialien darauf Wert 
gelegt, dass jegliche Fehlerhaftigkeit des Berufungsurteils für sich genommen keines-
falls die Revisionszulassung zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung oder 
wegen eines sonstigen Merkmales rechtfertige. Betont wurde weiterhin, dass dafür 
auch die Art des Fehlers ohne Bedeutung sei, so dass eine Zulassung selbst dann aus-
scheiden müsse, wenn der Fehler offensichtlich oder von Gewicht sei1 5 . Auch da-
rüber hinaus haben sich zunächst verschiedene Divergenzen zwischen den einzelnen 
Senaten des BGH ergeben, die die Fixierung der Zulassungsgründe mit Unsicherhei-
ten belasten1 6 . 

2. Die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (Abs. 2 Nr. 1) 

Voraussetzung der Zulassung ist nach Abs. 2 Nr. 1 die grundsätzliche Bedeutung 11 
der Rechtssache. Dies ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der einer näheren Konkre-
tisierung offen steht1 7 . Nach anerkannter Auffassung, die auch von der Begründung 
des Regierungsentwurfs gestützt wird, ist das Merkmal der Grundsätzlichkeit aus 
dem bisherigen Recht unverändert in das neue Recht übernommen worden1 8 . 
Schließlich hat die Rechtsprechung überraschenderweise auch die Richtigkeit im 
Ergebnis mit den Fragen der Revisionszulassung verknüpft (s. unten 9.)1 9 . 

a) Rechtsfrage. Der Begriff der grundsätzlichen Bedeutung bezieht sich zunächst 1 2 
ausschließlich auf einzelne Rechtsfragen. Entsprechend der Funktion der Revisions-
instanz ist eine Bejahung grundsätzliche Bedeutung im Zusammenhang mit (mög-
licherweise auch sehr weitreichenden) Tatfragen ausgeschlossen. Die Auslegung des 
Begriffs der grundsätzlichen Bedeutung muss vom Zweck der Revision und hier ins-
besondere von denjenigen Prozesszwecken ausgehen, die speziell mit dem Zugang zur 
Revision verknüpft sind. Diese sind die Wahrung der Rechtseinheit und die Rechts-
fortbildung (s. oben III.). Danach geht es im Kern darum, dass vom Revisionsgericht 
rechtliche Fragen entschieden werden sollen, die in ihrer Bedeutung und in ihrem 
Gewicht den Bereich des konkreten Einzelfalles deutlich überschreiten und Auswir-
kungen auf eine erhebliche Zahl anderer Fälle haben. Es geht also im Kern darum, 

13 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 
14/4722, S. 104. 

14 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 
14/4722, S. 104. 

15 BGHZ 151, 221, 227 = NJW 2002, 2473; BGHZ 
154, 288, 293, 295 = NJW 2003, 1943; BGH, 
NJW 2003, 754; BGH, NJW 2003, 831; BGH, 
NJW 2003, 2319; BGH, NJW 2003, 1167; BGH, 
NJW 2003, 65; BGH, FamRZ 2004, 265. 

16 Die Entwicklung der Rechtsprechung ist im Ein-

zelnen analysiert bei Musielak, Festschrift für 
Gerhardt, 2004, S. 653; v. Gierke/Seiler, NJW 
2004, 1497. 

17 Vgl. hierzu BVerfGE 49, 148, 156; zu Einzelhei-
ten vgl. Prüttmg, Die Zulassung der Revision, 
S. 101 ff. 

18 BGHZ 154, 288, 299 = NJW 2003, 1943; Ge-
setzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 
14/4722, S. 104. 

" BGH, NJW 2004, 72; BGH, NJW 2004, 1167. 
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für Rechtsfragen von allgemeinem Interesse den Zugang zum höchsten Gericht zu 
eröffnen. 

13 b) Klärungsfähigkeit, Klärungsbedürftigkeit und zu erwartende Klärung. Bereits 
aus diesen allgemeinen Überlegungen ergibt sich, dass die Bejahung der grundsätz-
lichen Bedeutung das Feststehen bestimmter vorgelagerter Merkmale zwingend vor-
aussetzt. So muss die vom BGH zu entscheidende Rechtsfrage klärungsfähig und 
klärungsbedürftig sein und ihre Klärung muss auch zu erwarten sein20. 

14 Im einzelnen bedeutet Klärungsfähigkeit der Rechtsfrage, dass die Revision über-
haupt statthaft ist (vgl. § 542), dass die Rechtsfrage revisibles Recht betrifft (vgl. 
§§ 545, 546, 560), dass nicht eine erforderliche Zurückverweisung die Entscheidung 
des BGH bezüglich dieser Rechtsfrage ausschließt, ferner dass die Rechtsfrage sich 
nicht aufgrund prozessualer Bindungen einer Entscheidung des Revisionsgerichts 
entzieht (vgl. §§ 11, 513 Abs. 2, 545 Abs. 2, 556, 557). Auch die mögliche Selbstbin-
dung des Revisionsgerichts im Rahmen von § 563 gehört hierher (s. unten § 563 
Rdn. 8 ff.), ferner verfahrensmäßige Bindungen bei Zulassung neuen Tatsachenvor-
trags21. 

1 5 Weiterhin muss die Rechtsfrage klärungsbedürftig sein. Dies bedeutet im Einzel-
nen, dass eine grundsätzliche Bedeutung dort zu verneinen ist, wo sich die Beantwor-
tung einer Rechtsfrage unmittelbar aus dem Gesetz ergibt, wo ihre Entscheidung 
praktisch unbestritten ist und wo sie als revisionsrechtlich ausreichend geklärt ange-
sehen werden kann. Positiv formuliert setzt eine grundsätzliche Bedeutung also vor-
aus, dass die aufgeworfene Rechtsfrage zweifelhaft ist, so dass ein echtes Bedürfnis 
für eine Befassung des Revisionsgerichts mit der Sache gegeben erscheint. Dies wird 
man insbesondere bejahen können, wenn die jeweilige Rechtsfrage vom BGH noch 
nicht entschieden ist oder wenn Divergenzen zwischen verschiedenen Gerichten auf-
getreten sind, die nicht im Hinblick auf Abs. 2 Nr. 2 sowieso die Zulassung rechtfer-
tigen. Auch eine intensive und streitige Diskussion in der Literatur legt es nahe, die 
Klärungsbedürftigkeit zu bejahen. Dies gilt jedenfalls, soweit sich der BGH noch 
nicht oder noch nicht ausreichend mit den abweichenden Stimmen auseinander-
gesetzt hat. Aber auch erhebliche Bedenken, die gegen eine bestimmte BGH-Recht-
sprechung erhoben werden, können die Frage erneut als klärungsbedürftig erscheinen 
lassen22. 

16 Über die Klärungsfähigkeit und die Klärungsbedürftigkeit der Rechtsfrage hinaus 
erscheint eine Zulassung wegen grundsätzlicher Bedeutung aber auch dann nicht 
sinnvoll, wenn im konkreten Fall die Klärung der Rechtsfrage nicht zu erwarten ist, 
insbesondere die Rechtsfrage nicht entscheidungserheblich ist. Wichtigstes Beispiel 
hierfür dürfte es sein, dass das Urteil des Berufungsgerichts von mehreren selbständi-
gen rechtlichen Gesichtspunkten getragen wird, von denen nur einer grundsätzliche 
Bedeutung aufweist. Gleiches muss aber auch gelten, wenn die zweifelhafte Rechts-
frage im Rahmen des angegriffenen Urteils nur ein obiter dictum darstellt. Schließlich 
wird man auch im Falle einer Erledigung der Hauptsache in gleicher Weise entschei-
den müssen. Nicht hierher gehört der Fall des § 561 (Richtigkeit im Ergebnis); vgl. 
dazu unten 9. 

20 Die Herausarbei tung dieser Merkmale hat vor 
allem Weyreuther, Rdn. 52 ff, in das Zen t rum der 
Begriffsklärung gerückt. 

21 BGH, N J W 2004, 1458. 

24 

22 Vgl. dazu vor allem Weyreuther, Rdn. 65; 
M ü K o - Z P O /Wenzel , § 543 Rdn. 8; Prütting, Die 
Zulassung der Revision, S. 134 ff. 
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c) Abstrakte und konkrete Rechtsfragen. Mit der Bejahung der Klärungsfähig- 1 7 
keit, der Klärungsbedürftigkeit und der zu erwartenden Klärung einer Rechtsfrage ist 
aber die Problematik des Begriffs der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache 
noch nicht ausgeschöpft. Eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage kann durchaus 
zweifelhaft sein, ohne dass ihre Bedeutung über den entschiedenen Fall hinausgeht. 
Für eine endgültige Bejahung des Merkmals der grundsätzlichen Bedeutung ist also 
weiter erforderlich, die Bedeutung und das Gewicht der Rechtsfrage im Rahmen der 
Rechtsordnung einzuschätzen. Grundsätzlich bedeutend sind danach insbesondere 
diejenigen Rechtsfragen, deren Problematik sich bereits bei der Aufstellung eines 
rechtlichen Obersatzes ergibt (abstrakte Rechtsfragen). Hat der streitentscheidende 
Richter insbesondere Zweifel an der europarechtlichen Vereinbarkeit einer Norm 
(ohne dass es zu einem Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 2 3 4 EGV kommt), an 
der Verfassungsmäßigkeit einer Norm (ohne dass eine Richtervorlage gem. Art. 100 
G G erforderlich wäre) oder ist die aktuelle Geltung einer Norm unsicher, so wird 
man eine grundsätzliche Bedeutung bejahen müssen. Beispiele hierfür sind Streitfra-
gen um das Bestehen und den Inhalt von Gewohnheitsrecht oder um die Frage, ob 
eine bestimmte Norm wirksam in Kraft getreten ist oder noch in Kraft ist. In ähn-
licher Weise wird man die grundsätzliche Bedeutung bejahen können, wenn sich im 
Zusammenhang mit der streitigen Norm ein allgemeines Konkurrenzproblem stellt, 
wenn die systematische Stellung der Norm zweifelhaft ist oder wenn der Richter das 
Fehlen einer normativen Regelung feststellen muss (offene Gesetzeslücke). In allen 
diesen Fällen ergibt bereits die Formulierung einer abstrakten Rechtsfrage, dass eine 
grundsätzliche Bedeutung vorliegt. 

Davon abzutrennen sind diejenigen Rechtsfragen, die sich im Rahmen der Anwen- 1 8 
dung einer in ihrem Bestand und ihrer Geltungskraft unzweifelhaften Norm auf den 
konkreten Sachverhalt ergeben. Diese konkreten Rechtsfragen, die sich im Rahmen 
der Subsumtion regelmäßig ergeben können, werfen bei der Zulassung in der Praxis 
die schwierigsten Fragen auf. Grundsätzliche Bedeutung setzt in diesen Fällen voraus, 
dass trotz der mit dem konkret zu entscheidenden Einzelfall verknüpften Rechtsfrage 
eine Problematik vorliegt, die weit über diesen Einzelfall hinausstrahlt. Im Hinblick 
auf die Revisionszwecke ist hier in besonderer Weise zu beachten, dass die höchst-
richterliche Rechtsprechung eine Vorbildfunktion (Leitbildfunktion) hat. Wichtigster 
Ansatz für die Beurteilung der grundsätzlichen Bedeutung konkreter Rechtsfragen 
dürfte es daher sein, die streitige Frage in einem Leitsatz zu formulieren. Lässt sich 
wegen der individuellen Fallabhängigkeit des Problems ein weiterführender allgemei-
ner Leitsatz nicht oder kaum bilden, so ist dies ein starkes Indiz gegen die grundsätz-
liche Bedeutung2 3 . Im einzelnen dürfte es schwerfallen, bei der Beurteilung der kon-
kreten Rechtsfragen den unbestimmten Rechtsbegriff der grundsätzlichen Bedeutung 
abschließend zu konkretisieren. Möglich erscheint es aber, positive sowie negative 
Indikatoren zu nennen, die auf eine gegebene oder fehlende grundsätzliche Bedeu-
tung hinweisen. So wird man eine grundsätzliche Bedeutung sicherlich ablehnen müs-
sen, wenn das konkrete Rechtsproblem im wesentlichen auf einer Würdigung der 
Verhältnisse des konkreten Sachverhalts beruht, wenn es sich um die Anwendung von 
bereits ausgelaufenem oder demnächst auslaufendem Recht handelt, wenn eine Ein-
zelfallregelung mit eng begrenzter Wirkungsbreite vorliegt oder wenn insgesamt der 
Eindruck entsteht, dass die konkrete Rechtsfrage über den aktuell zu entscheidenden 
Fall nicht herausreicht. Umgekehrt spricht es für die Bejahung grundsätzlicher Bedeu-

23 Die Leitbildfunktion wird zu Recht betont von tung der Leitsatzbildung vgl. ferner Prutting, 
MüKo-ZPO/WW/, § 543 Rdn. 8; zur Bedeu- S. 157ff. 
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